
VerfGH 40/19.VB-1 

 

 

Beschluss 

 

In dem Verfahren 

 

über den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 

 

der Frau  

Antragstellerin, 

 

 

wegen Rückübertragung des Eigentums und des Besitzes an einem Hausgrundstück 

 

 

hat der  

 

VERFASSUNGSGERICHTSHOF FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

 

durch die Verfassungsrichter 

 

Präsidentin des Verfassungsgerichtshofs Dr. B r a n d t s, 

Präsidentin des Oberlandesgerichts G r ä f i n  v o n  S c h w e r i n, 

Präsident des Finanzgerichts S c h a r p e n b e r g, 

 

am 7. August 2019 

 

beschlossen:  
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Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt. 

 

 

Gründe: 

 

Die Voraussetzungen für den Erlass der begehrten einstweiligen Anordnung liegen nicht 

vor, denn die Antragstellerin könnte mit der gegebenen Begründung eine Verfassungs-

beschwerde nicht zulässig erheben.  

 

Soweit sich die Antragstellerin gegen die in Ablichtung vorgelegte Entscheidung des 

Landgerichts vom 8. April 2019 wendet, hat sie die einmonatige Frist zur Einlegung der 

Verfassungsbeschwerde versäumt (vgl. § 55 Abs. 1 VerfGHG). Durch die erhobene Ge-

genvorstellung ist die Beschwerdefrist nicht gehemmt worden (vgl. VerfGH, Beschluss 

vom 2. Juli 2019 – VerfGH 16/19.VB-2 –, juris Rn. 23 und 28 f.). 

 

Wegen des gerügten Unterlassens einer begehrten einstweiligen Anordnung seitens des 

Landgerichts sowie wegen der Einwendungen gegen den Teilungsplan bzw. die entspre-

chende Erlösverteilung hat die Antragstellerin der nach § 54 Satz 1 VerfGHG notwendi-

gen Erschöpfung des Rechtswegs nicht hinreichend Rechnung getragen. Nach ihrem 

Vorbringen hat sie weder eine Entscheidung des Landgerichts über ihren auf einstweili-

gen Rechtsschutz gerichteten Antrag abgewartet noch eine Widerspruchsklage im Sinne 

des § 878 ZPO, § 115 Abs. 1 ZVG erhoben. 

 

Im Übrigen genügen die Ausführungen der Antragstellerin nicht den aus § 18 Abs. 1 

Satz 2 in Verbindung mit § 55 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 VerfGH folgenden Anforderun-

gen an die Begründung einer Verfassungsbeschwerde (vgl. dazu VerfGH, Beschluss 

vom 18. Juni 2019 – VerfGH 1/19.VB-1 –, S. 4 ff. des Beschlussabdrucks). Soweit sie 

sich gegen weitere Beschlüsse und Entscheidungen des mit der Sache befassten Amts-

gerichts und des Landgerichts wendet, gibt sie die nur allgemein bezeichneten angegrif-

fenen Entscheidungen weder ihrem Inhalt nach wieder noch legt sie entsprechende Ab-

lichtungen vor.  
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Von einer weiteren Begründung sieht der Verfassungsgerichtshof gemäß § 59 Abs. 2 

Satz 1 in Verbindung mit § 58 Abs. 2 Satz 4 VerfGHG ab. 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 27 Abs. 3 Satz 2 VerfGHG). 

 

 

Dr. Brandts                                Gräfin von Schwerin                               Scharpenberg 


